
Sie können die QR Codes nützen um später wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

RS Vwgh 1995/3/22 94/13/0264
 JUSLINE Entscheidung
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Index

32/01 Finanzverfahren allgemeines Abgabenrecht

Norm

BAO §211 Abs1 litg;

BAO §217;

BAO §236 Abs1;

Beachte

Miterledigung (miterledigt bzw zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 94/13/0265

Rechtssatz

Angesichts des § 211 Abs 1 lit g BAO ist es Sache des Abgabenschuldners, sich durch Rückfrage über den Bestand eines

der Umbuchung zugänglichen Guthabens, das eine Tilgung seiner Umsatzsteuervorauszahlungsschulden mit

Wirksamkeit vom Tag des Umbuchungsantrages bewirken kann, zu vergewissern. Unterläßt der Abgabenschuldner

eine solche Vergewisserung, nimmt er das Risiko des Fehlens eines der Umbuchung zugänglichen Guthabens zum

Fälligkeitszeitpunkt seiner Umsatzsteuervorauszahlungsschulden auf sich und muß die Folgen des tatsächlichen

Fehlens eines der Umbuchung zugänglichen Guthabens seines Vertragspartners (hier) aus dem Rahmenvertrag über

die Kompensation von Steuerguthaben im Fälligkeitszeitpunkt seiner Abgabenschulden als schlichte Auswirkung der

normalen Rechtslage tragen.
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